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Demokratie und Rechtsstaatlichkeit -  auf dem Weg 
zur Konsolidierung?*
D er Sieg von Fernando de la Rúa bei den Präsidentschaftsw ahlen im  O k ­
tober 1999 w urde als Zeichen dafür gewertet, dass die argentinische 
D em okratie sich gefestigt habe und autoritäre Rückschläge w eit jenseits 
des Vorstellbaren lägen. N och  nie w ar es in der G eschichte des Landes 
vorgekom m en, dass vier Mal in Folge der Präsident in freien und  fairen 
W ahlen bestim m t wurde. A uch wechselte dabei zum  zweiten Mal rei­
bungslos die politische Couleur, nachdem  1989 die Peronisten die Radi­
kalen aus der M acht verdrängt hatten. Z um  ersten Mal in der G eschichte 
des Landes w urden die Peronisten aus dem  Präsidentenam t gewählt, 
selbst w enn dem  nicht m ehr die gleiche sensationelle B edeutung beige­
m essen w urde wie den W ahlen 1983, die gezeigt hatten, dass die Peronis­
ten durchaus an der W ahlurne besiegt w erden konnten.
A uch die Begleitum stände der Präsidentschaftsw ahlen 1999 sprachen 
für eine Festigung der D em okratie: A nders als bei den vorhergehenden 
Präsidentschaftsw ahlen blieben populistische und  messianische A uftritte 
im  Stile M enem s aus. Dies mag auch daran gelegen haben, dass die Ar­
gentinier dieses Politikertypus m itderweile überdrüssig gew orden sind. 
Jedenfalls präsentierten sich die W ahlen als geradezu „langweilig“, ein 
weiteres Indiz dafür, dass sie auch in A rgentinien längst zur R outine ge­
w orden sind. D am it unterscheidet sich Argentiniens neue D em okratie 
nicht nur von  einigen gegenläufigen Entw icklungen auf dem  Subkonti­
nent (Peru, Paraguay, Venezuela, K olum bien), sondern vo r allem von 
den Turbulenzen der eigenen Geschichte.
Diese positiven Schlaglichter stehen in deutlichem  K ontrast zu der 
skeptischen und  bisweilen pessim istischen Haltung, die sich v o r allem in 
der ersten Hälfte der neunziger Jahre breitgem acht hatte. Paradigmatisch
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hierfür w ar G uillerm o O ’D onnells These einer delegativen D em okratie, 
die er beispielhaft an Brasilien, Peru und eben A rgentinien darlegte 
(O ’D onnell 1994). D em nach setzten sich zwar W ahlen als alleiniger M o­
dus zur Besetzung der zentralen H errschaftspositionen in Exekutive und  
Legislative durch, doch w ürde die so generierte politische M acht danach 
in plebiszitären und  populistischen Politikstilen genutzt. N eben  einer ge­
zielten A bkoppelung von rechtsstaatlichen K ontrollm echanism en und 
einer generellen Schwäche der politischen Institutionen sei deshalb m it 
erratischen Politiken, w achsenden Regierbarkeitsproblem en und weiteren 
Krisenzyklen zu rechnen.
So um stritten diese These hinsichtlich ihrer Treffsicherheit vor allem 
in Lateinamerika war, so fand sie im  Laufe der 90er Jahre doch viele Be­
fürw orter — und sie ließ sich im  übrigen auch au f andere L änder und  
Regionen anwenden. A ndere Beobachter schlossen sich m it ähnlichen A r­
gum enten an (de Riz 1996; L inz/S tepan  1996: 190-204; Ferreira R u b io / 
G oretti 1998a; kritisch dazu: P alerm o /N ovaro  1996: 475-524). D enn  
w ährend sich un ter Alfonsin die Problem e der dem okratischen K onsoli­
dierung zu verdichten begannen und  in den letzten M onaten seiner 
A m tszeit zu einer Staatskrise zuspitzten, konnte M enem  zwar die Re- 
gierbarkeit wiederherstellen, doch löste er dies mittels delegativ-illiberaler 
Regierungspraktiken, exekutiver M achtkonzentration und  plebiszitärer 
Legitimierung. Vereinzelt sprachen Beobachter gar von einer „Mexikani- 
sierung“ insofern, als die G efahr einer H egem oniestellung der Peronisten 
um  M enem  im  Stile der m exikanischen PR I gewittert wurde.
Viele dieser Befürchtungen erschienen durch die politische Entw ick­
lung zu E nde der neunziger Jahre überholt oder wenigstens überakzentu­
iert. D enn  kaum war M enem  nicht m ehr im A m t sondern durch einen 
nüchternen, traditionsverhafteten Berufspolitiker ersetzt, der sich in un­
spektakulären und  erneut freien und  fairen W ahlen durchgesetzt hatte — 
so galt Argentiniens D em okratie als konsolidiert (Levitsky 2000: 66) bzw. 
„erw achsen“ (Böhler 1999). D ieser neuerliche Pendelausschlag in der 
Bewertung scheint jedoch voreilig, wie die folgende Analyse zeigen soll. 
Ih r T enor lautet, dass die argentinische D em okratie gewiss insofern ge­
stärkt aus der Ä ra M enem  hervorgegangen ist, als sich nicht m ehr die 
Frage eines Rückfalls in ein autoritäres Regime stellt — sei es offen wie in 
K uba oder verdeckt wie in Pem . W esentliche Funktionselem ente einer 
D em okratie haben sich gefestigt und  w erden nicht m ehr in Frage ge­
stellt, was zweifelsohne eine E rrungenschaft darstellt. D ies ist das 
freundliche G esicht der argentinischen Dem okratie. Ihre Schattenseiten 
haben sich aber un ter M enem  ebenso ausgebreitet und  derart verfestigt,
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dass — w enn überhaupt — nur mittel- bis langfristig m it ihrem  Zurück­
drängen zu rechnen ist. Ih r Signum ist die Schwäche rechtsstaatlicher 
Strukturen, die die Einhegung politischer und  gesellschaftlicher M acht­
quellen zunehm end prekärer w erden Heß. D ie m angelnde K ontrolle und 
K ontrolherbarkeit der Exekutive sowie ein hybrides Rechts- und  Justiz­
system begünstigten die H erausbildung undurchsichtiger M achtgeflechte, 
die paraHel zum  dem okratischen Institutionensystem  operierten und  es 
teilweise auch unterHefen. Allerdings haben starke dem okratische G e­
genkräfte und  die besondere poHtische D ynam ik der neunziger Jahre ein 
U berhandnehm en dieser Schattenseiten eingedämmt.
D ie politische Dynam ik der Dem okratieentwicklung
D ie zehnjährige A m tszeit M enem s lässt sich grob in zwei Phasen un ter­
teilen, denen auch eine unterschiedhche B edeutung für die D em okratie­
entwicklung zukom m t. D ie erste Phase bis zur V erfassungsreform  1994 
w ar geprägt von außerordentiich zugespitzten wirtschaftlichen, gesell­
schaftlichen und  pohtischen Problem lagen, die auch jede andere D em o­
kratie un ter enorm en Leistungsdruck gesetzt hätten. In dieser Phase ge­
lang es M enem  und seiner Equipe, ein relativ erfolgreiches K risenm ana­
gem ent zu betreiben und  die drohende Systemkrise abzuwenden. D iese 
E rfolge trugen wesentlich zur Legitim ierung des „M enem ism us“ (mene- 
mismd) bei und  führten zu seiner K onsohdierung sowohl au f nationaler 
Bühne wie innerhalb der eigenen Partei. M it dem  Pakt von  OHvos und  
schheßHch m it der V erfassungsreform  von  1994 kom m t diese Phase zum  
Abschluss. Es gilt als unum stritten, dass die W iederwahl M enem s und 
die form ale Festigung der präsidentieüen Prärogativen das zentrale M otiv 
der neuen Verfassung darstellten.
Z u diesem Zeitpunkt, als M enem  sich auf dem  H öhepunk t seiner 
M acht befand und  1995 seine W iederwahl erreichte, begann die zweite 
Phase, die von einer schleichenden Erosion des menemismo gekennzeich­
net war. Z u r anfängkchen Stärke trug noch bei, dass sich die O pposition  
im  Prozess der N euform ierung befand. Bei den Präsidentschaftsw ahlen 
erreichten die K andidaten von  U C R  und  FR EPA SO  zusam m en zwar 
über 40%  der Stimmen, doch verfehlte der zweitplazierte FR EPA SO - 
K andidat die Stichwahl deutlich. Dieses Szenario änderte sich allerdings 
infolge der Verschleißerscheinungen der Regierung, der A nzeichen einer 
eher stagnierenden sozioökonom ischen Entw icklung sowie vor allem der 
erfolgreichen N euform ierung der O pposition.
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M it Blick auf die D em okratieentw icklung bestand das Signum der 
ersten Phase in der H erausbildung der unten näher analysierten delegati- 
ven Züge, die die Krisenpolitik M enem s prägten. In  der Stabilitätskrise 
am E nde der A m tszeit A lfonsins flössen zwar verschiedene Elem ente 
zusam m en, doch w ar sie im  wesentlichen eine Krise des erschöpften 
W irtschaftsm odells, das angesichts des starken gesellschaftlichen und  p o ­
litischen D rucks nur schwierig zu reform ieren war. D ie w irtschaftspoliti­
sche A ltem ativlosigkeit, u.a. bedingt durch den D ruck internationaler 
G eldgeber, erklärt die Bereitschaft zu den radikalen R eform en, die wie­
derum  — nach E inschätzung  fast aller A kteure — für eine effektive 
U m setzung umfangreiche und gezielt koordinierte M aßnahm ebündel erfor­
derten. A ufgrund des Erfolgs dieser M aßnahm en w urden die dam it ver­
bundenen  D efekte zunächst toleriert.
D ie Beibehaltung und  Ausw eitung der delegativen Regierungsprakti­
ken im  R est der ersten sowie in der zweiten Phase sind hingegen auf die 
dadurch geschaffenen O pportunitätsstrukturen sowie die politischen 
M achtverhältnisse zurückzuführen. Z um  einen w ar M enem s Führungs­
position  in der eigenen Partei lange Zeit unanfechtbar, weshalb Kritik 
daran einer Selbstm ordstrategie gleichgekom m en wäre. Z um  ändern ha t­
te sich die O pposition  noch nicht w ieder erholt und  bo t der Bevölkerung 
keine glaubhafte Alternative zu den E rfolgen M enems. Schließlich hatten 
M enem  und  sein Clan gewissermaßen das leichte Regieren per D ekret 
und  die U m gehung der Rechtsstaatlichkeit gelernt, was nicht zuletzt auch 
den M achtam bitionen M enem s entgegenkam. Sein W ahlsieg 1995 schien 
ihm  darin R echt zu geben, doch weisen die U m stände darauf hin, dass er 
eher tro tz und  nicht wegen seines Führungsstils wiedergewählt wurde. 
Ihm  selbst gab dies allerdings Anreize, m it Blick auf eine erneute W ie­
derwahl 1999 die Bandbreite seines delegativen Stils noch auszuweiten 
(u.a. E ingriffe in die Pressefreiheit m ittels strafrechtlicher Verfolgung). 
N ich t zuletzt die Rivalitäten in der eigenen Partei bereiteten diesen Am­
bitionen dennoch ein Ende.
Z um  V erlust an politischem  Rückhalt trug zum  einen die w achsende 
Glaubw ürdigkeit der O ppositionsparteien bei, zum  anderen w aren es die 
aus den delegativen Praktiken resultierenden Fehlentwicklungen in Poli­
tik, W irtschaft und Gesellschaft. Insbesondere die K onsequenzen der 
zunehm end kritischeren wirtschaftlichen Lage für weite Teile der Bevöl­
kerung (Armut, Kriminalität), die Vernachlässigung eines effektiveren 
Staatsapparates (Polizei, Justiz) sowie das A ntreiben der K orruptions spi­
rale sind wesentliche Faktoren dafür, dass sich einige der dem okratischen 
D efizite nicht abgeschwächt und  andere tendenziell verstärkt haben. P a­
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radoxerweise können auch die wichtigen (Teil-)Erfolge der Politik Me- 
nem s für diesen politischen K lim aum schw ung verantw ortlich gem acht 
werden. D enn  m it dem  Abklingen der Krise ließen sich auch die damit 
verbundenen A m bitionen und  Politikstile n icht m ehr hinreichend legiti­
mieren. A ndere T hem en wie Bildung, A rm ut, K orruption  und  Justiz be­
gannen, für die Argentinier w ieder eine zentralere Rolle zu spielen, und  
sie konnten von  der O pposition  erfolgreich in eine politische Alternative 
um gem ünzt werden. Ihre zunehm enden W ahlerfolge au f nationaler und 
regionaler E bene spielten dabei zusam m en m it Friktionen innerhalb der 
peronisrischen Partei, wie sie nicht zuletzt in der Polem ik über eine er­
neute W iederwahl M enem s zutage traten. M it dem  Sieg D e la Rúas trat 
die argentinische D em okratie zweifelsohne in eine neue Phase. E ine 
zentrale Frage w ar dabei, ob die positiven und  negativen T endenzen der 
Ä ra M enem  struktureller N atu r oder eher als personengebunden anzuse­
hen waren.
W ahlen, politische Freiheiten und effektive Regierungsgewalt
Z u den K ernelem enten einer D em okratie zählen jene institutionellen 
Minima, wie sie der amerikanische Politologe R obert D ahl (1971; 1989) 
in seinem K onzep t der Polyarchie form uliert hat und  die in der D em o­
kratieforschung weithin A nw endung finden. Sie betonen die vertikale 
Legitim ationsdim ension einer D em okratie und  sind auch für jene unver­
zichtbar, die eine E rgänzung des D em okratiekonzeptes um  rechtsstaatli­
che E lem ente für unabdingbar halten. G ebündelt um fassen diese Minima 
ein funktionsfähiges W ahlregim e (universelles aktives und  passives W ahl­
recht, gewählte M andatsträger, freie und  faire W ahlen) sowie die G rund­
bausteine einer öffentlichen A rena (Meinungs-, Presse-, O rganisations­
und  Versam m lungsfreiheit). Z u  ergänzen ist — wie gerade in der Latein­
am erikaforschung w iederholt be ton t wurde — dass auch eine effektive 
Regierungsgewalt gewährleistet sein muss, also insbesondere die A bw e­
senheit spezieller V orrechte etwa für das Militär. D iese vertikale D im en­
sion der D em okratie geht aus der A ra M enem  nicht nu r ungeschwächt, 
sondern vielm ehr gestärkt hervor. D ies gilt sow ohl im Vergleich zur vo­
rangehenden Regierung unter A lfonsin als auch im  lateinam erikanischen 
Vergleich, wie dies etwa die D aten von  Freedom House andeuten (Free­
dom  H ouse 2000a).
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Wahlen
D as W ahlregime in A rgentinien ist uneingeschränkt gültig und  überdies 
als stabil anzusehen. A u f G rundlage eines universellen W ahlrechts gehen 
gewählte M andatsträger aus freien und  fairen W ahlen hervor. Mittlerwei- 
le vier Präsidentschaftsw ahlen seit der Rückkehr zur D em okratie, etwa 
doppelt so viele W ahlen zum  A bgeordnetenhaus sowie eine Fülle von 
Provinz- und  K om m unalw ahlen sind ohne nennensw erte Beeinträchti­
gungen verlaufen. Fälle politischer G ew alt im U m feld von  W ahlen stel­
len ebenso isolierte E inzelphänom ene dar wie gelegentliche V orw ürfe 
des W ahlbetrugs. D ies w ird auch nicht durch die allseits gängige Praxis 
beeinträchtigt, v o r allem die ärm eren Sektoren der Gesellschaft m it Ge­
schenken zur Stim m abgabe zu ködern. D ie Stabilität des W ahlregimes ist 
um  so bem erkensw erter, als W ahlen seit 1930 und  insbesondere seit dem  
E in tritt des Peronism us in die politische A rena nie als alleingültige Spiel­
regel zur Bestim m ung der H errschaftsträger anerkannt waren. D ie dam it 
verknüpften Zyklen von  tem porären dem okratischen bzw. autoritären 
Regimen scheinen in der gegenwärtigen Phase aber durchbrochen. So 
haben die W ahlen 1983 bzw. 1999 den M ythos widerlegt, w onach die 
Peronisten  nicht an den W ahlurnen besiegt bzw. aus der Regierung wie­
der vertrieben w erden könnten. U m gekehrt hat die Ä ra M enem  trotz der 
un ten  analysierten D efekte gezeigt, dass eine peronistische Regierung 
nicht zwangsläufig zur „Tyrannei der M ehrheit“ um gem ünzt wird.
W ahlen sind als M odus zur Bestim m ung der zentralen politischen 
Ä m ter in Exekutive (Präsident) und  Legislative unum stritten. M it der 
V erfassung von 1994 w urde darüber hinaus das W ahlrecht w eiter dem o­
kratisiert. So entfiel die Bestim m ung, dass der Präsident katholischen 
G laubens sein m üsse (die M enem  durch Ü bertritt zum  Katholizism us 
noch um gehen musste). Zusätzlich entfiel fortan die W ahlm ännerpraxis, 
d.h. es entscheidet unm ittelbar das V otum  der W ählerschaft. Seit 2001 
w erden auch die Senatoren direkt von  der Bevölkerung gewählt und 
nicht m ehr von  den Parlam enten der 24 Provinzen bestim m t.
Öffentliche Arena
Eine ähnlich progressive Entw icklung ist in der Entfaltung der weiteren 
politischen Freiheitsrechte zu erkennen. Völlig uneingeschränkt gilt dies 
für die R echte politischer O rganisation, also Assoziations-, Versam m - 
lungs- und  D em onstrationsfreiheit. Politische wie gesellschaftliche O r­
ganisationen sind in ihrer Bildung und  Entfaltung nicht behindert und
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ergeben eine aktive politische und  zivile Gesellschaft. H ervorzuheben ist 
insbesondere die explizite A ufw ertung der Parteien durch A ufnahm e ei­
nes entsprechenden Artikels in die neue Verfassung. D ies spiegelt auch — 
trotz Personalism us, Klientelismus und  Partizipationsdefiziten — die ge­
sellschaftliche V erankerung der Parteien wider, ein Elem ent, das dem  
„reinen“ Typus der delegativen D em okratie im  Sinne O ’D onnells klar 
widerspricht.
E in getrübteres Bild ergibt hingegen die Analyse der M einungs- und 
Pressefreiheit. H ier sind nach 1983 zwei E tappen  zu erkennen: U nter Al­
fonsin, der dezidiert m it dem  A nspruch der D em okratiefestigung antrat, 
entwickelte sich rasch eine vielfältige, professionelle und  kritische Me- 
dienlandschaft. Sie operierte unabhängig und ohne Einschränkungen 
und  bildete so die G rundlage einer lebhaften Ö ffentlichkeit, die für 
Transparenz und  hohe M einungsvielfalt sorgte. Dieses Szenario verän­
derte sich seit dem  A m tsantritt M enems, dessen politische A m bitionen 
(größtm ögliche H andlungskapazität, Im agepflege, W iederwahl) sich 
wenig vertrugen m it der o ft radikalen Kritik und der Schaffung von Trans­
parenz durch die Medien. D urch M enem s Übergriffe gegenüber der Ju s ­
tiz und die dadurch bewirkte geringere Funktionsfähigkeit konstitutionel­
ler K ontrolle insbesondere der Exekutive w uchsen die M edien in eine 
Rolle als vierte Gewalt hinein. N euralgische Punkte stellten stets die K ri­
tik an der A m tsführung des Präsidenten sowie v o r allem die bis heute 
nur in Um rissen zu erahnenden, direkt ins engere Um feld M enems rei­
chenden Tentakel der H yperkorruption dar. W ährend der argentinische 
Journalism us unbeirrt die A ufdeckung von m indesten zwei D utzend  
Skandalen vorantrieb, sind bis heute nur wenige (kleinere) Fälle von 
K orruption  und  dam it verbundener V erbrechen von  der Justiz aufgegrif­
fen bzw. gar sanktioniert w orden. E ntsprechend  fällt das Urteil der ar­
gentinischen Bevölkerung über diese beiden Institutionen aus: W ährend 
die Justiz — nach den G ew erkschaften — die geringste Z ustim m ung er­
hält, w ird um gekehrt die Presse nach wie vo r am höchsten geachtet.
In der ersten A m tsperiode M enem s konzentrierten sich die E in ­
griffsversuche in  die P ressefreiheit v o r allem au f — später allesamt 
gescheiterte — G esetzesprojekte die die journalistische A rbeit drastisch er­
schweren sollten (A ndrohung unverhältnism äßig hoher G eldstrafen für 
„V erleum dungen“ etc.). Begleitet w urde dies von einem  Trom m elfeuer 
verbaler Aggressionen, um  die Presse in der öffentlichen M einung zu 
diskreditieren — ebenso erfolglos. V ielm ehr hat sich die Presse in diesen 
sechs Jahren  weiter stabilisiert und  profiliert. A ufgrund ihrer verstärkten 
G egenm acht ist die öffentliche A rena in dieser Ära als nicht bis wenig
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eingeschränkt zu bezeichnen. In der zweiten A m tszeit M enem s — nach­
dem  er „die O pposition  und  die K om m unikationsm edien besiegt“ hatte 
und  noch  im m er von einer erneuten W iederwahl 1999 träum te — zeich­
nete sich ein Strategiewechsel ab: Z u  der w eiterhin perm anenten A bqua­
lifizierung trat nun  der Versuch, die wenigstens in Teilen abhängige und  
diskreditierte Justiz gegen Journalisten und  M edienunternehm en einzu­
setzen. T rotz einiger bedenklicher Urteile schien diese Strategie jedoch 
nicht zu verfangen, eher w urde in zahlreichen Fällen die G eltung positi­
ver internationaler Standards der Pressefreiheit bekräftigt. 1998 hingegen 
verkündete der O berste G erich tshof elf restriktive Urteile, deren Begleit­
um stände bezeichnend waren: Sie w urden ausnahm slos von  den Rich­
tern der M enem -M ehrheit gezeichnet, sieben A ngelegenheiten betrafen 
M enem , seine Familie, sein K abinett oder den O bersten  G erichtshof. 
A ber auch nachgeordnete G erichte ohne diese politische M otivation 
zeigten in ihren Urteilen eine geringere Neigung, die Pressefreiheit zu 
schützen.
Zw ar gab es auch 1998 und  1999 G egentendenzen zu diesen N ega­
tiventwicklungen. D och  insgesam t scheint im  Zuge dieser perm anenten, 
zunehm end von  Teilen der Justiz gedeckten A ngriffe aus dem  U m feld 
vor allem der Exekutive die Bereitschaft auch bei anderen A kteuren (Po­
lizei, Mafia, vereinzelt auch Parteipolitiker und  U nternehm er) gewachsen 
zu sein, kritische Journalisten un ter D ruck zu setzen bzw. gelegentlich 
auch zu gewaltförmigen M itteln zu greifen. D ass A rgentiniens Presse 
von  Freedom House erneut als nur „teilweise frei“ eingestuft w ird (Free­
dom  H ouse 2000b), weist darauf hin, dass sich diese B eschränkungen zu 
einem  Syndrom  verfestigen könnten — v.a. dann, w enn sich die neue 
richterliche Praxis fortsetzt und  auch bei „N icht-M enem isten“ Schule 
m acht; w ofür einige Indizien aus den Provinzen sprechen. Bis dato sind 
die skizzierten negativen Tendenzen jedoch (noch) nicht als grundsätzli­
che Beeinträchtigung für den K ern der Pressefreiheit anzusehen; sie 
dürften zudem  nach der Ära M enem  — eine Zeidang evd. m it der A us­
nahm e des K orruptionskom plexes — w eitgehend der V ergangenheit an­
gehören.
Effektive Regierungsgewalt und Vetomächte
D ie positive Entw icklung der argentinischen D em okratie zeigt sich auch 
darin, dass das klassische Problem  der effektiven Regierungsgewalt w eit­
gehend gelöst ist. G em eint sind dam it die in Lateinam erika w ohlbekann­
ten M achtgruppen, die dem okratischer K ontrolle nicht unterw orfen sind
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bzw. sich gar als T utelarm acht von  V erfassung und D em okratie verste­
hen wie das Militär in Chile. D adurch  ist nicht gewährleistet, dass die 
dem okratisch legitimierten A m tsträger auch tatsächlich die V erfügungs­
gewalt über alle politischen M aterien besitzen (Schm itter/K arl 1991: 81; 
Collier/Levitsky 1997: 442).
Zu den herausragenden Leistungen M enems zählt neben der Bändi­
gung der Hyperinflation zweifelsohne, dass er die G efahr einer Enkla­
vendem okratie beseitigt und dam it auch eines der K onsolidierungsprob­
leme aus dem  W eg geräum t hat. D ie Militärs spielen in der argentini­
schen Politik so gut wie keine nennensw erte Rolle m ehr. D ies gilt jedoch 
nicht für den gesam ten Untersuchungszeitraum . D enn  obw ohl die Mili­
tärs 1982 jegliches A nsehen und  auch einen G roßteil ihrer M achtposition 
verspielt hatten, besaßen sie noch  im m er genügend M achtressourcen, um  
im  Zweifelsfall ihre ureigensten institutionellen Interessen zu schützen. 
W ährend ersteres dazu führte, dass die dem okratische Regierung — einzig 
in Lateinamerika — M ilitärangehörige rechtlich zur V erantw ortung ziehen 
konnte, erklärt letzteres, w arum  das Militär in diesem P unk t als V etoak­
teur agieren konnte. D araus resultierten Spannungen, die sich in der 
zweiten H älfte der A m tszeit Alfonsins zuzuspitzen drohten und m it zum  
generellen K risenszenario 1988/89 beitrugen. M enem  beseitigte dieses 
Problem  durch eine weitreichende Amnestie, die auch die Revolten ge­
gen A lfonsin einschloss, und  sicherte sich so die Loyalität der M ilitärfüh- 
rung. D ies w ar m it entscheidend, um  dem  erneuten A ufbegehren der ca- 
rapintadas, die sich zunehm end von  den institutionellen Interessen der 
M ilitärhierarchie en tfern t hatten, bedingungslos ein E nde setzen zu kön­
nen. D ie so erreichte U berordnung der zivilen über die militärische 
M acht hat sich bis heute weiter stabilisiert. D ie K ehrseite dieser Medaille 
bildet allerdings die Erblast, die sich aus der legalisierten Straflosigkeit 
für die zahlreichen M enschenrechtsverletzungen ergibt und keineswegs 
aus der öffentlichen Agenda verbannt ist.
N eben  Uruguay dürfte A rgentinien das einzige Land Südamerikas 
sein, das dieses klassische Problem  der effektiven Regierungsgewalt ge­
löst hat. W eniger eindeutig m üssen die Aussagen allerdings zu jenen Re­
striktionen bleiben, die sich aus der externen Abhängigkeit des Landes 
ergeben. V or allem IW F und W eltbank haben sich in der Ara M enem  zu 
derart dom inanten A kteuren für die argentinische Politik entwickelt, dass 
sie nur bei Strafe des (wirtschaftlichen) U ntergangs um gangen w erden 
können. Gewiss ist darauf hinzuweisen, dass A rgentinien wie andere 
Länder auch sich diese Problem atik durch früheres M issm anagem ent 
selbst eingehandelt hat. Allerdings ist die Frage zu stellen, w o die G renze
350 P ete r Thiery
liegt zwischen selbstverschuldeter Abhängigkeit und  einer externen D o­
m inanz, die einen ähnlichen V erlust der effektiven Regierungsgewalt be­
deutet wie beim V orhandensein unkontrollierbarer M achtgruppen auf 
nationaler Bühne. So forderte der IW F in der H ochphase des Präsident­
schaftswahlkam pfes 1999 weitere harte A npassungsm aßnahm en, die 
auch die Provinzen einschließen m üssten. D urch  die A bhängigkeit von 
neuen K rediten und  v o r allem vom  V ertrauen der internationalen W irt­
schaftsakteure besaß die Regierung nu r geringe Entscheidungsspielräum e 
im  Bereich der W irtschafts-, Sozial- und  Haushaltspolitik.
D ie Entwicklung des Rechtsstaates
D as A bdriften in eine D em okratie m it delegativen und  illiberalen Zügen 
stellt die m arkanteste regressive Tendenz der Regimeentwicklung unter 
M enem  dar. D ie größten Problem e bestehen hinsichtlich der Funktions­
weise des Rechtsstaates (Cheresky 1999; Sabsay/O naindia 1998; Garga- 
rella 1996). T ro tz strukturell günstigerer V oraussetzungen bildet Argen­
tinien hier keine A usnahm e im  lateinamerikanischen K ontex t (G arzón 
Valdés 1999; O ’D onnell 1998). Gewiss unterscheidet sich das Land von 
deutlich autoritären Entw icklungen wie in Peru und  V enezuela oder ei­
ner Belanglosigkeit des Rechtsstaates wie in Kolum bien. D ennoch  ist die 
Logik, die eine A ushebelung rechtsstaatlicher K ontrollen und  G arantien 
m it sich bringt, in allen Fällen eine ähnliche. Sofern die Schwächen im 
Bereich der G ewaltenteilung und -kontrolle hegen, fördert dies die V er­
selbständigung einer der Gew alten — in der Regel ist es die Exekutive — 
und führt zur G efahr eines Am tsm issbrauchs. Liegen die D efizite in 
m angelnder Gew ährleistung der individuellen Schutz- und  Freiheitsrech­
te, so stellt dies den Rechtsstatus und  dam it die A utonom ie der einzelnen 
Bürger in Frage. Selbst w enn W ahlen und  politische Freiheitsrechte ge­
währleistet sind, beschädigen diese D efekte den K ern einer Dem okratie, 
weil sie die V olkssouveränität gewisserm aßen „halbieren“ : Zw ar geht die 
Staatsgewalt vom  Volke aus, indem  sie von  ihm  über konstitutionell ver­
ankerte V erfahren legitimiert wird, doch findet ihre A usübung, also die 
H errschaft über das Volk, nicht die notw endigen Schranken vor. D araus 
resultieren Spielarten einer „illiberalen“ D em okratie (Zakaria 1997), da 
die vom  Liberalismus „erfundenen“ K ontrollinstanzen eines gezügelten 
H errschaftsgebrauchs unterlaufen werden.
Im  A rgentinien der Ära M enem  traten solche illiberalen Tendenzen 
vo r allem in Form  des Hyperpräsidentialism us sowie der D om estizierung 
der Justiz auf. D eren m angelnde Eigenständigkeit strahlte auch au f die
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Problem bereiche K orruption  und  Straflosigkeit aus und  akzentuierte 
überdies die traditionellen Funktionsm ängel zu einem verbreiteten Klima 
der Rechtsunsicherheit. G leichwohl existierten auch Faktoren, die diese 
Logik konterkarierten, nämlich der föderale A ufbau des politischen Sys­
tems, der eine zusätzliche und wirksame E bene politischer A useinander­
setzung einzieht; die relative Stärke von politischer und  ziviler G esell­
schaft im  V erbund m it einer agilen M edienlandschaft, die teilweise die 
rechtsstaatlichen K ontrollschw ächen kom pensieren konnten; sowie nicht 
zuletzt die konkurrierenden Politikverständnisse von Peronism us einer­
seits und  Liberalismus — v.a. U CR — andererseits, was au f tieferreichende 
historische M uster und  die politische K ultur verweist. D ies lässt bereits 
erahnen, dass die zukünftige Entw icklung des argentinischen R echtsstaa­
tes und  dam it der D em okratie von der W irksamkeit dieses Faktorenbün­
dels abhängen.
„Hyperpräsidentialismus“ und Decretazo
D ie gravierendsten Fehlentwicklungen im Bereich der G ewaltenteilung 
betreffen die formal und  inform ell gestärkte Rolle des Präsidenten (ins­
besondere seine D ekret- und  Vetom acht) und  die Eingriffe in die Judika­
tive, insbesondere den O bersten  G erich tshof (Corte Suprema). D ie häufige 
N utzung der D ekret- und  V etom acht bedeutet nichts anderes als die ef­
fektive U m gehung des Parlam entes, sprich die A neignung legislativer 
K om petenzen durch die Exekutive. D abei unterscheidet das argentini­
sche V erfassungsrecht zwischen unterschiedlichen D ekretarten. Bis zur 
V erfassungsreform  1994 w aren lediglich „gew öhnliche“ D ekrete vorge­
sehen, wie sie auch in anderen Präsidialsystemen üblich sind (V erord­
nungen zur Im plem entierung  von  G esetzen sowie zu r A usführung  
präsidentieller Am tspflichten). D aneben existierte informell, aber weitge­
hend  akzeptiert, die delegierte D ekretm acht, w odurch das Parlam ent per 
G esetz der Exekutive für bestim m te D auer und  für bestim m te M aterien 
das R echt zum  Regieren per D ekret überträgt. D ie beiden wichtigsten 
R eform en der A nfangsphase, das G esetz zur Staatsreform  und  das W irt­
schaftsnotstandsgesetz, zählten hierzu. Sie w urden von M enem  dazu ge­
nutzt, wesentliche Teile des w irtschaftlichen Liberalisierungsprogram m es 
au f den W eg zu bringen. Delegierte D ekretm acht kann zwar problem a­
tisch werden, w enn ihre Praxis nicht kontrolliert wird, doch ist sie letzt­
lich parlam entarischen Ursprungs. Sie rechtfertigt sich u.U. aus Sach- 
gründen, w enn etwa dringliche w irtschaftspolitische M aßnahm en kont-
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raproduktive Effekte erzeugen, sobald sie einen parlam entarischen — und 
dam it langwierigen und  öffentlichen — Beratungsweg durchlaufen.
Z um  fragwürdigsten Instrum ent legislativer U surpation w urde hin­
gegen M enem s Rekurs auf N otstands- und  Dringlichkeitsdekrete. Wie 
die delegierte D ekretm acht besaßen sie bis zur R eform  keine V erfas­
sungsgrundlage, w urden faktisch allerdings auch schon vo r M enem  ein­
gesetzt. W ährend dies zw ischen 1853 und  1983 lediglich ca. fünfzehn 
Mal der Fall war, g riff A lfonsin bereits acht Mal darauf zurück, so u.a. für 
den Plan Austral. M enem  Keß von A nfang an keinen Zweifel daran, dass 
er dieses Instrum ent bevorzugt zur Sicherung seiner Regierungsgewalt 
einzusetzen gewillt war. D ie besondere Situation des K nsenjahres 1989 
verschaffte ihm  sow ohl un ter den pohtischen Parteien wie vo r allem in 
den A ugen der Bevölkerung, die von der neuen Regierung entschlosse­
nes H andeln erwartete, die nötige Legitimation für eine solche Regie­
rungspraxis. In den fün f Jahren  bis zur V erfassungsreform  (JuK 1989- 
A ugust 1994) w urden 336 solcher D ekrete erlassen, gegenüber einer 
A nzahl an regulären G esetzen von ca. 800 im  gleichen Zeitraum. Geregelt 
w urden dam it so unterschiecUiche M aterien wie Steuerwesen, Löhne und 
Pensionen, Transportw esen, Staatsverschuldung bis hin zur Privatisie­
rung und  D ereguherung der W irtschaft. N ach A nsicht des damahgen 
W irtschaftsm inisters Cavallo hätten insbesondere die notw endigen W irt­
schaftsreform en nur zu einem Fünftel im plem entiert w erden können, 
w enn sie den vorgesehenen parlam entarischen W eg durchlaufen hätten 
(Ferreira R u b io /G o re tti 1998a: 36).
D ie von  Beginn an um strittene Dekretpraxis wurde dadurch begüns­
tigt, dass M enem  in beiden K am m ern des Parlam ents wie auch in den 
Provinzen auf M ehrheiten zählen konnte. D er rechtsfreie Raum, in dem  
sich die Regierung anfangs dam it bewegte, w urde durch ein U rteil des 
O bersten  G erichtshofes im  Jahr 1990 beendet, das die D ekretm acht in 
den Rang einer para-konstitutionellen K om petenz des Präsidenten er­
hob. Z um  Z eitpunkt der V erfassungsreform  konnte sie so bereits als ha- 
bituahsierte Regierungs praxis gelten. D abei w urden nicht alle N o tstands­
dekrete, die letztlich G esetzescharakter trugen, von der Exekutive als 
solche anerkannt (Ferreira R u b io /G o re tti 1998b: 6-8). Überdies w ar oft 
auch der N otstandscharakter selbst m ehr als fraghch, wie etwa die 1991 
verfügte A sphaltheferung an BoHvien oder 1993 ein D ekret zu den Fern- 
sehübertagungsrechten für Spiele der Fußballnationalm annschaft.
D urch  die V erfassungsreform  w urden die N otstands- und  D ring- 
hchkeitsdekrete m it V erfassungsrang ausgestattet, indem  sie ausdrückKch 
als K om petenz des Präsidenten aufgeführt w erden (Art. 99.3). Ihre For-
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m alisierung w urde jedoch an strenge Auflagen gebunden. So ist explizit 
die Bestim m ung vorgeschaltet: „D ie Exekutivgewalt kann in keinem  Fall, 
bei Strafe absoluter und  unw iderruflicher N ichtigkeit, A nordnungen m it 
legislativem Charakter treffen.“ D ies verstärkt den dezidierten A usnah­
m echarakter, der solchen D ekreten zukom m en soll. W eiterhin w erden 
sensible M aterien wie Strafrecht, Steuern, W ahlangelegenheiten und  Par­
teiengesetz ausdrücklich ausgenom m en. Schließlich verfügt derselbe Ar­
tikel, dass N otstandsdekrete innerhalb von  zehn Tagen einer ständigen 
Parlam entskom m ission vorzulegen sind, um  über die weitere V erfah­
rensweise zu entscheiden.
T ab e lle  1: N o ts ta n d sd e k re te  u n d  V etoprax is 1989-1998
1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998
N otstands­
dekrete
30 63 85 69 62 35 37 36 37 18
davon
anerkannt
18 32 59 36 15 7 7 11 26 13
Teil- und 
Totalvetos
4 14 21 26 11 12 20+
15
21 19 k. A.
verabschie­
dete Gesetze
114 160 139 122 119 147 164 153 161 k.A.
1989: Juli-Dezember; 1998: Januar-August. (Quelle: Ferreira Rubio/Goretti 1998b: 6; Molinelli et 
al. 1999: 415, 480-481, 626)
D ie Absicht, die K om petenzen in ein strikteres K ontrollnetz einzubin­
den und dadurch zu begrenzen, m uss zum indest für die weitere A m tszeit 
M enem s als gescheitert angesehen werden. Zw ar ging die A nzahl der 
D ekrete m it G esetzescharakter zurück, doch w urden noch im m er — je 
nach Zählweise — im Schnitt jährlich ca. 20-40 solcher D ekrete verab­
schiedet (bei einem D urchschnitt von  ca. 140 regulär verabschiedeten 
G esetzen jährlich). Berücksichtigt m an, dass insbesondere in den Jahren 
der Strukturreform en der W irtschaft — um  1991 — M enem  hiervon gera­
dezu exzessiven G ebrauch m achte, so fällt der Rückgang noch weniger 
ins Gewicht. N eben der A nzahl sprechen auch die geregelten Materien 
für eine weitere Habitualisierung des D ekretgebrauchs durch M enem, 
denn auch nach der Reform  w urden sie häufig nicht in tatsächlichen 
N otsituationen eingesetzt. Z udem  existierte die nach der neuen V erfas­
sung vorgesehene K ongresskom m ission zur P rüfung  der D ekrete bis 
zum  E nde der A m tszeit M enem s nicht; erst D e la Rúa ließ einen E nt-
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w u rf für das dazu nötige G esetz ausarbeiten. D ie Frage, ob sich M enem  
som it n icht neuerlich au f zweifelhaftem  V erfassungsgrund bewegte, en t­
schied unterdessen der O berste G erich tshof im  Sinne der Exekutive: So 
dürften der Exekutive per Verfassung zugestandene K om petenzen nicht 
aufgrund legislativer V ersäum nisse verw ehrt w erden. Andererseits dürfe 
sich die Justiz nicht in die A ngelegenheiten der „politischen“ Gew alten 
Exekutive und  Legislative einm ischen, da dies die G ew altenteilung gra­
vierend beeinträchtigen w ürde (Sabsay/O naindia 1998: 338-339).
D ie legislativen K om petenzen des argentinischen Präsidenten er­
schöpfen sich jedoch nicht in dieser fragwürdigen D ekretm acht. D enn  
zusätzlich besitzt er die K om petenz, Gesetzesvorlagen m it einem  voll­
ständigen oder partiellen V eto zu belegen (letztere w aren vor der V erfas­
sungsreform  de facto akzeptiert). D iese V etos können vom  K ongress 
nur m it einer Zweidrittel-M ehrheit in beiden K am m ern überstim m t wer­
den. Tabelle 1 zeigt, dass M enem  über beide A m tszeiten hinweg auch 
hiervon systematisch G ebrauch m achte (zwischen 10% und  15% der 
Gesetzesvorlagen). F ür sich nichts Ungewöhnliches in Präsidialsystemen, 
stellen sie in K om bination  m it der D ekretm acht eine kom plem entäre, re­
aktive M öglichkeit zur G estaltung des G esetzgebungsprozesses dar. V ie­
les spricht som it dafür, dass M enem  sowohl D ekret- als auch V etom acht 
eher zur „Erleichterung“ des Regierens und  für einen autokratischen Re­
gierungsstil genutzt hat (M ustapic 1998: 14-19). E ine Rolle spielte dabei 
auch die nicht im m er gesicherte D isziplin der eigenen Partei im  Parla­
m ent. Insbesondere in der A nfangsphase tra f gerade die neoliberale Re­
form politik nicht au f ungeteilte Zustim m ung innerhalb der PJ.
Dieses Szenario m acht deutlich, dass die A usübung der D ekretm acht 
und  dam it die A neignung legislativer K om petenzen zum  einen m it den 
A m bitionen und  dem  Regierungsstil des M achthabers variieren, zum  an­
dem  m it den konkreten politischen K onjunkturen (Parlam entsm ehrhei­
ten, Fraktionsdisziplin, Problem lösungskapazität). Zugrunde liegt jedoch 
eine O pportunitätsstruktur, die sich aus den formellen Bestim m ungen 
der V erfassung und  den etablierten Praktiken und  R outinen ergibt. Für 
eine Beurteilung der Langzeitfolgen für die argentinische D em okratie ist 
som it das Zusam m enspiel dieser Faktoren zu berücksichtigen.
D ie Eigenständigkeit der Justiz und die Rolle des Obersten  
Gerichtshofes
D ie U nabhängigkeit der Justiz, die auch nach der neuen V erfassung for­
mal gewährleistet ist, w ar in der Praxis seit jeher beeinträchtigt durch
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Einm ischungen seitens der beiden anderen Gewalten, insbesondere der 
Exekutive (Carrió 1997; Gargarelia 1996: 228-236). D eren Bestrebungen 
zur inform ellen M acht- bzw. K om petenzausw eitung und  som it des K on- 
trollentzugs trafen dabei n icht selten auf entsprechende D ispositionen 
innerhalb der Justiz selbst, sich in ihrer D oktrin  daran anzupassen. Diese 
generell problem atische Abhängigkeitssituation hat sich seit 1983 nicht 
verbessert und  seit 1989 graduell verschlechtert (N ino 1992). Sie betrifft 
sow ohl das Agieren des O bersten  G erichtshofes als auch nachgeordnete 
Instanzen, insbesondere V erw altungskontrollorgane und  die Strafjustiz. 
D ie vor allem in der A nfangsphase der ersten Regierung M enem  erfolg­
ten Struktureingriffe schufen eine Situation, in der gerichtliche H inder­
nisse für die Exekutive bzw. m it ih r verbundene A kteure w eitgehend 
ausgeräum t w aren und  so auch dubioseste Praktiken erm öglicht wurden. 
D as V ertrauen in Justiz und  Rechtsstaatlichkeit wurde dadurch insgesam t 
w eiter geschädigt.
D eutlichstes Beispiel hierfür ist die Rolle des O bersten  G erichtsho­
fes (Corte Suprema), der Spitze des argentinischen Rechtssystems. Bereits 
wenige M onate nach seinem A m tsantritt hatte M enem  es durchgesetzt, 
die Zahl der R ichter von fün f auf neun zu erhöhen. D as von  ihm  einge- 
brachte G esetz w urde in der entscheidenden Sitzung des A bgeordneten­
hauses nach exakt 41 Sekunden beschlossen, an der A bstim m ung 
nahm en laut V orw urf der O pposition auch diputados truchos teil — Strohm än­
ner, die gar nicht dem  Parlam ent angehörten. A uch das V erfahren zur 
E rnennung der neuen R ichter im  Senat verlief un ter zw eifelhaften U m ­
ständen (Verbitsky 1993: 52). Eingriffe dieser N atu r scheinen dabei noch  
am ehesten in der argentinischen R echtstradition zu stehen: Für gew öhn­
lich w urde der O G H  zu Beginn jeder neuen Regierung neu besetzt; dies 
fiel un ter A lfonsin weniger auf, da er nach dem  E nde der D ik tatur das 
unbestrittene Privileg der N eubesetzung hatte. D ie A ufstockung des 
O G H  nutzte M enem , um  ihm  getreue R ichter zu berufen. Innerhalb 
kurzer Zeit hatte er es so geschafft, die M ehrheitsverhältnisse in diesem 
G rem ium  deutlich zu seinen G unsten  um zukehren.
M enem s G espür, auch in den krisengeschüttelten A nfangsm onaten 
über die konjunkturellen Problem e hinauszublicken und  auf die ihn um ­
gebenden M achtstrukturen einzuwirken, beschränkte sich nicht au f die 
Spitze des Rechtssystems. V ielm ehr bezog er in seine Strategie der 
M achtarrondierung auch weitere Institutionen der G ew altenkontrolle 
ein, um  für seine Regierung m öglichst w enig R estriktionen erdulden zu 
m üssen (Verbitsky 1993: 77-131; Gargarelia 1998; Rodríguez 1998):
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D er oberste V erwaltungsrichter (Fiscal N ational de Investigaciones A d m i­
nistrativas), Ricardo Molinas, wurde A nfang 1991 durch einen regierungs­
treuen V ertreter ersetzt. D er Fiscalía oblag die A ufgabe, verm uteten  
Unregelmäßigkeiten staatlicher Amtsträger und Einrichtungen nachzugehen 
und  gegebenenfalls Anklage zu erheben. Molinas erm ittelte gegen einige 
H auptfunktionäre der Regierung, war aber auch selbst in ein anderes 
V erfahren verwickelt. M enem  nutzte die Gelegenheit, M olinas per D ek­
re t abzusetzen, also ohne das vorgesehene V erfahren und  un ter U m ge­
hung des Kongresses. D er von Molinas präsentierten Klage gegen seine 
A bsetzung (Umgehung des Verfahrens, V erstoß gegen die U nschulds­
verm utung) wurde in erster Instanz sowie vo r der Berufungskam m er 
stattgegeben und  seine W iedereinsetzung verfugt. D ie Regierung igno­
rierte dies und wurde darin vom  O G H  bestätigt (s.u.). D ie Fiscalia verlor 
nachfolgend ihre W irksam keit fast vollständig, wie ein A u to r lakonisch 
bemerkt: „W enn in ihren Reihen wirklich ernsthafte Erm ittlungen exis­
tierten — etwa im  Hinblick auf die zahlreichen K orruptions fälle, die die 
Zeitungen in den letzten Jahren beschäftigen -  dann hat die Bevölkerung 
nicht davon erfahren.“ (Carrió 1996: 168).
D er Generalstaatsanwalt (Procurador General de la Nación) w urde zum  
Rücktritt gedrängt und  sein N achfolger per D ekret eingesetzt. Z u  seinen 
Funktionen zählten u.a. die Beratung des O G H  in w eitreichenden Fällen 
sowie die Führung der nachgeordneten Staatsanwälte, au f die er über In­
struktionen großen Einfluss nehm en konnte — auch in Fällen, in die 
A m tsträger involviert waren. W enngleich nicht in der V erfassung veran­
kert, wurde der Generalstaatsanwalt traditionellerweise als Teil der Jud i­
kative verstanden und  unterlag deshalb denselben Bestim m ungen der 
E rnennung (im Senat) und  A bsetzung (politisches Verfahren). D ie neue 
Regierung hingegen betrachtete ihn als V ertreter der Exekutive in der 
Judikative und  nahm  das E rnennungsrecht für sich in A nspruch. E n t­
sprechend wurde der N achfolger ohne Z ustim m ung des Senates be­
stim m t und  nicht vor dem  O G H , sondem  v o r der Exekutive vereidigt.
Vier der fün f Mitglieder des O bersten  Rechnungshofes — zuständig 
u.a. für die K ontrolle der öffentlichen A usgaben — w urden bis E nde 
1990 ohne das vorgesehene politische V erfahren abberufen. D er R ech­
nungshof hatte in einem der ersten schweren K orruptions fälle der A m ts­
zeit M enem  ein S trafverfahren eingeleitet. E rse tz t w urden  sie durch 
regierungstreue V ertreter, w obei eines der neuen M itglieder zu den vom  
R echnungshof Beschuldigten zählte (Gargarella 1998: 440). Bereits im  
A ugust 1989 w ar das au f die U ntersuchung von  F inanzbetrügereien spe­
zialisierte Centro de Fstudios Penales der Zentralbank aufgelöst worden.
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A uch der G eneralinspekteur der Justiz' w urde 1990 im  Zuge von  U nre­
gelmäßigkeiten beim ungeordneten Privatisierungsprozess zum  Rücktritt 
gedrängt.
A bgerundet w urde diese Personalpolitik durch die kontinuierliche 
Praxis, R ichter und Staatsanwälte über „B eförderungen“ oder V erset­
zungen aus ihren jeweiligen Ä m tern  zu entfernen, w enn sie der Regie­
rung zu unbequem  w urden — eingeschlossen Fälle, in denen gegen Fam i­
lienangehörige oder F reunde M enem s erm ittelt wurde. D abei w urde 
zum eist auch der Senat um gangen, ein Vorgehen, das der O G H  als verfas­
sungsgemäß deklarierte. D adurch lag es faktisch in der H and der E xeku­
tive, die Justiz Struktur nach eigenem G utdünken  zu gestalten. Jenseits 
der Tatsache, dass alle genannten Positionen durchw eg m it linientreuen 
Persönlichkeiten besetzt w urden, brachten diese Schachzüge auch eine 
grundlegende V eränderung der Spielregeln im  H inblick au f die U nab­
hängigkeit der Justiz m it sich: D ie A m tsgarantie w urde unterm iniert bzw. 
aufgehoben und  zentrale Instanzen gerieten in eine direkte Abhängigkeit 
von  der Exekutive, die sie eigentlich kontrollieren sollten. Diese U nsi­
cherheit beeinflusste nicht zuletzt auch die Rechtsprechung des O G H  
(Helmke 1998).
D as in der Tendenz ohnehin eher regierungsfreundliche Agieren des 
O bersten  G erichtshofes hat sich nach 1990 zu einer regierungskonfor­
m en Linie entwickelt, wie die Fälle zeigen, in denen der argentinische 
Staat involviert war. Zw ar bedeutet dies nicht, dass der O G H  in jedem 
Falle zugunsten der Regierung entschieden hat (Molinelli et al. 1999: 
716). Es trifft jedoch für die zentralen Streitfälle zu, die Form , Stil und 
grundlegende M aßnahm en der Politik M enem s betrafen. So legitimierte 
der O G H  die fragwürdigen personellen Eingriffe auf allen E benen  der 
Justiz mittels der nicht w eniger fragwürdigen D oktrin , dass die Judikative 
sich nicht in die K om petenzen der anderen G ewalten — also Exekutive 
und  Legislative — einzum ischen habe. D iese Selbstdegradierung zu einer 
eher dienenden Funktion der Justiz blieb bis heute einer der G rundzüge 
der R echtsprechung des O G H .
In  ähnlicher M anier w urde 1990 die konstitutionell bis dahin frag­
würdige D ekretm acht höchstrichterlich abgesegnet. Streitfall w ar das 
D ekret, m it dem  die Regierung im  Zuge ihrer W irtschaftsreform politik 
kurzfristige Bankeinlagen faktisch konfiszierte und  in langfristige Staats­
anleihen in D ollar um wandelte. D as Urteil zu diesem  Plan Bonex gilt als 
ausschweifend und  teilweise konfus (Carriö 1996: 176-178), bestätigt 
aber letztlich deutlich die Rechtm äßigkeit des D ekretgebrauchs in natio­
nalen N otsituationen. Im  Zuge der Rechtfertigung w urde hervorgeho-
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ben, das Prinzip der Gewaltenteilung sei „flexibel“ zu interpretieren und 
jedenfalls nicht dahingehend, dass es einem A useinanderfallen des Staa­
tes gleichkäme. Ü berdies hätte  der K ongress seine stillschweigende Zu­
stim m ung erklärt, indem  er keine zurückweisenden E ntscheidungen dazu 
gefällt habe.
Anlässlich der in den ersten Jahren m ehrheitlich durch delegierte 
D ekretm acht vollzogenen Privatisierungspolitik um ging der O G H  gar 
die Prozessregularien, indem  er das entsprechende V erfahren vo r einer 
unteren Instanz auf Betreiben der Exekutive' an sich zog und  in deren 
Sinne beschied. D ies w urde explizit dam it begründet, dass es nicht de­
m okratischen G rundsätzen entspreche, w enn ein (klagender) A bgeord­
neter den W illen von  Regierung und  Parlam entsm ehrheit und  dam it den 
Volkswillen aufhalten könne (Gargarelia 1996: 245-246). A uch die fort­
gesetzte D ekretpraxis nach der V erfassungsreform  fand schließlich ihre 
Bestätigung durch den O G H . Einw endungen, w onach ohne Existenz 
der Zw eikam m erkom m ission zur Prüfung der D ekrete diese keine 
G rundlage hätten und  som it verfassungswidrig wären, w urden abgewie­
sen. D em nach  dürfe der Präsident nicht deshalb seiner verfassungsge­
m äßen K om petenz (zum Erlass von  Dekreten) beraubt w erden, weil der 
G esetzgeber seinen legislativen Pflichten nicht nachkom m e und  das 
notw endige G esetz n icht verabschiede.
Einige dieser zentralen Urteile w urden einstim m ig gefällt, was darauf 
hin deutet, dass nicht nur die personellen Eingriffe in den O G H  für die­
se Tendenzen verantw ortlich waren. Z um  einen bildete sich im O G H  
durchaus eine eigene D oktrin  heraus, freilich ohne Ausw irkungen für die 
Regierung (Gargarelia 1998). Z um  ändern gibt es A nzeichen dafür, dass 
sich die R ichter am O G H  auf die jeweiligen politischen Verhältnisse ein­
stellen, sprich: eher affirmativ im  Sinne einer am tierenden Regierung ur­
teilen, eher abweichend, w enn sich ein W andel abzeichnet. Zusam m en 
m it der geschilderten Ein- und  V ersetzungspraxis spricht dies für eine 
eher schwache U nabhängigkeit der argentinischen Justiz. D ennoch  wäre 
es gewiss überzeichnet, das strukturell sehr differenzierte argentinische 
Rechtssystem  in to to  der H örigkeit gegenüber den beiden anderen 
Staatsgewalten zu bezichtigen. V ielm ehr existierten auch in der A ra Me­
nem  dezidiert liberale Tendenzen fort. G estärkt w erden die positiven 
Tendenzen durch die reform ierten V erfahren der E rnennung  bzw. V er­
setzung von  Richtern. Diese Funktion w urde m it der neuen Verfassung 
einer eigenen K örperschaft übertragen, dem  Consejo de la Magistratura. 
A uch hier ist bezeichnend, dass der Consejo faktisch erst 1998 eingesetzt 
w urde und  so erst im  letzen Regierungs jahr M enem s seine A rbeit wirk-
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lieh aufnehm en konnte. E ine gewisse Agilität zeigte er dadurch, dass er 
sich scharf gegen die von  M enem  unbeirrt fortgeführten V ersetzungen 
per D ekret w andte und die K om petenz hierfür alleine für sich in A n­
spruch nahm  (Clarín 5.3.1999). Allerdings d roht auch der Consejo in die 
M ühlen argentinischer Parteipolitik zu geraten, und  m ehr als ein Jah r 
nach seiner E inrichtung wuchs das U nbehagen über sein schleppendes 
Funktionieren, da inzwischen ca. 10% der Richters teilen unbesetzt w aren 
(La N ación 4.6.2000).
Straflosigkeit und Korruption
„E l poder es tener im punidad“ („M acht bedeutet Straflosigkeit.“) — Kein 
Satz bündelt w ohl prägnanter die K onsequenzen einer m angelnden 
Rechtsstaatlichkeit für die Funktionsw eise einer D em okratie. Zuge­
schrieben wird er dem  U nternehm er und  verm utlichen M afiachef A lfre­
do Y abrán (Salinas 1997: 6), dessen um fangreiche M achenschaften bis in 
die Spitzen der M enem -A dm inistration reichten und  der sich 1998 das 
Leben nahm. In der Tat muss m an kein R echtsphilosoph sein, um  den 
Zusam m enhang zwischen einer w irksam en Rechtsstaatlichkeit und  der 
K ontrolle von  M achtm issbrauch zu erkennen (G arzón Valdés 1999: 
119): So hatten E nde der 90er Jahre 57% der argentinischen Bevölke­
rung ein negatives Bild vom  O bersten  G erich tshof und nur 6% ein posi­
tives; 53% gaben an, dass der O G H  seit seiner Erw eiterung lediglich der 
Stützung des Präsidenten und  der Regierung diente (Adrogue/G argarelia 
1999). D er Justiz insgesam t m isstrauten vier Fünftel der A rgentinier 
(M ORI 1998).
Das wenig beispielhafte Agieren des O G H  als K ontrollorgan setzte 
sich auch in nachgeordneten E benen  der Rechtsprechung fort. Wie 
schon zu den jüngeren Entw icklungen im  Bereich der Pressefreiheit an­
gedeutet, existiert in der argentinischen Justiz gerade in den „harten“ 
Testfällen für ihre Eigenständigkeit die Neigung, sich — bereitwillig bzw. 
offenkundig auf Instruktionen hin — der „Staatsraison“ unterzuordnen. 
Diese Funktionsm ängel w urden von  R epräsentanten der argentinischen 
Zivilgesellschaft w iederholt und  seit M itte der 90er Jahre zunehm end u n ­
ter dem  E tikett der Straflosigkeit (impunidad) staatlicher Funktionsträger 
angeprangert (CELS 1998). W ährend in anderen Ländern Lateinamerikas 
dam it ausschließlich die Relikte der autoritären V ergangenheit angegan­
gen w erden, bezieht sich dies in A rgentinien zu einem  hohem  M aß auch 
auf die Funktionsträger des dem okratischen Regimes — in erster Linie au f 
die Exekutiven in N ation  und Provinzen, jedoch auch auf Angehörige
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von Legislative, Militär, Polizei und  nicht zuletzt der Justiz selbst. E xem ­
plarisch hierfür ist vor allem die Fülle illegaler M achenschaften im U m ­
feld der M enem -A dm inistration (Verbitsky 1996). T ro tz einer mittlerwei- 
le um fangreichen Bibliothek gut recherchierter und  dokum entierter A na­
lysen — teils von  prom inenten Ex-M itgliedern der Regierung selbst ver­
fasst (Cavallo 1997; Béliz 1997) — w urde bis zum  E nde  der A m tszeit 
M enem s kein einziger Funkdonär von nennensw ertem  Rang juristisch 
belangt.
D as geringe V ertrauen der Bevölkerung in die Justiz ist aber auch ein 
Indiz dafür, dass sich diese Problem atik nicht au f die politischen M acht­
kreisläufe im  engeren Sinne beschränkt, sondern sich zu einem  gesell­
schaftsweiten Phänom en ausgeweitet hat. D ies gilt n icht zuletzt auch für 
das Problem  der K orruption. W ar sie schon zuvor ein gängiges inform el­
les Regelwerk innerhalb der argentinischen Politik, so hat sich seit 1989 
ein Phänom en herausgebildet, das als H yperkorruption bezeichnet wird, 
d.h. deren geradezu inflationäre Steigerung an Q uantität und  Q ualität. 
N ach der E instufung von Transparency International., die au f U m fragedaten 
über die Perzeption von K orruption  basiert, gehört A rgentinien zu dem  
D rittel der Länder m it der höchsten K orruption (Transparency Interna­
tional 2000). A m  E nde der Ä ra M enem  w urde sogar die gem einhin etwas 
träge W eltbank auf diese Problem atik aufmerksam. N ach G allup-U m fra- 
gen rangiert dieses Them a in den A ugen der argentinischen Bevölkerung 
seit 1991 im m er un ter den drei wichtigsten politischen Problem en. Die 
Fülle der V erdachtsm om ente in puncto  K orruption  im  engsten Umkreis 
M enem s (Regierung und  Familie) stellt som it nu r die Spitze des E isber­
ges dar, die aufgrund des agilen Journalism us auch gut sichtbar ist.
D ie in den letzten Jahren zunehm enden Proteste gegen die Straflo­
sigkeit w urden und  w erden von  zivilgesellschaftlichen O rganisationen 
konsequenterw eise als K am p f für eine funktionierende Rechtsstaatlich­
keit verstanden (CELS 1998: 17). N ich t zuletzt die w achsende Sensibili­
sierung der argentinischen Bevölkerung führte dazu, dass dieses T hem a 
im m er prom inenter in der politischen Agenda und  schließlich auch zu 
einem beherrschenden (W ahlkam pf-)Them a des O ppositionsbündnisses 
A lia n za  (UCR und  FR E PA SO ) w urde. D ies trug auch zum  W ahl­
sieg de la Rúas bei, dessen „C harism a“ im  G egensatz zu M enem  ge­
rade in der Seriosität und  N üchternheit des verantw ortungsbew ussten 
Juristen bestand. E rw artet w urde, dass die A lianza  zum indest in  diesem 
Bereich eine energische Politik vorantreiben würde, ohne dabei Mitglie­
der der alten Regierung zu schonen. Als Fazit bedeu te t dies, dass in 
A rgentinien — im Gegensatz etwa zu Peru — m it der Zunahm e von  Defek-
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ten gleicherm aßen auch die wirkungsvollen G egenkräfte w achsen, wie 
dies etwa im  Bereich der Pressefreiheit zu konstatieren ist.
Gleichwohl dürfte es nur mittel- oder gar langfristig möglich sein, 
diese Parallelstrukturen auszuschalten, zumal heftige politische W ider­
stände zu erwarten sind. So geriet etwa die A nti-K orruptionspolitik  de la 
Rúas ins Stocken, weil das von  ihm  eingerichtete A ntikorruptionsbüro 
(Oficina Anticorrupción) durch politische und  juristische A useinanderset­
zungen gelähm t wurde. Symbolischerweise am Tag seines A m tsantritts 
per G esetz verfügt, um  K orruptions fälle der M enem -A dm inistration agi­
ler zu untersuchen, w urden die K om petenzen des Büros von  O pposi- 
tionspolitikem  wie von Juristen  angezweifelt (Clarín 22.5.2000).
Individuelle Schutz- und Freiheitsrechte
D ie bürgerlichen Freiheitsrechte sind von der V erfassung her im  Sinne 
einer liberalen D em okratie um fangreich gewährt. W urden sie in den ers­
ten Jahren  un ter Alfonsin — gerade nach den Erfahrungen der M ilitärdik­
tatur — dezidiert aufgewertet, so hat ihre Praxis in den letzten Jahren  eine 
schleichende A ushöhlung erfahren. D ies ist auf die bereits ausgeführten 
institutioneilen Schwächen der Rechtsstaatlichkeit zurückzuführen, es 
handelt sich nicht um  systematische, politisch m otivierte M enschen­
rechtsverletzungen seitens der gewählten politischen Herrschaftsträger. 
V ielm ehr sind es deren im  großen und  ganzen passive H altung und  die 
D uldung der Fehlentwicklungen, die m it zum  A bbau individuellen 
Rechtsschutzes beiträgt. V on einigen B eobachtern wird dies allerdings 
dahingehend gewertet, dass seitens der nationalen wie regionalen A utori­
täten durchaus ein Interesse daran besteht, angesichts w achsender sozia­
ler K onflikte repressiv-sicherheitsstaatliche M aßnahm en (Polizei, Justiz) 
einem  gesellschaftlichen Dialog vorzuziehen. D o ch  auch unabhängig 
von  dieser Bew ertung bestehen generelle Defizite im  Bereich der Sicher­
heitskräfte, der geringen Leistungsfähigkeit der Justiz sowie hinsichtlich 
der sozial bedingten, in den letzten Jahren  zunehm enden Barrieren des 
Zugangs zur Justiz. H inzu kom m en gravierende Einzelfälle, in denen po ­
litische A utoritäten bzw. staatliche Funktionäre dezidiert in Erm ittlungs­
und  G erichtsverfahren eingreifen.
Im  Z entrum  der Einschränkung individueller Rechte steht zuneh­
m end die Rolle der Sicherheitskräfte. Paradigm atisch hierfür sind die 
mittlerweile als habitualisiert geltenden Praktiken der Polizei von  G ran 
Buenos Aires: Sie erstrecken sich zum  einen auf übereilte bis willkürliche 
V erhaftungen, m ehr als leichtfertigen Schusswaffengebrauch auch ge­
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genüber U nschuldigen bis hin zur überlangen Festsetzung und  Folter 
von  Verhafteten. Z um  anderen existieren mafiose Strukturen innerhalb 
der Polizei, die nicht nur zur D eckung solcher W illkürm aßnahm en bei­
tragen, sondern selbst m it kriminellen M achenschaften in V erbindung 
gebracht w erden (so m it dem  M ord an einem Journalisten und  dem  At­
tentat au f das G ebäude der jüdischen Gem einde). Gleichzeitig ist die E f­
fektivität der Polizei angesichts w achsender Krim inalität drastisch zu­
rückgegangen, d.h. der Staat ist zunehm end weniger willens bzw. in der 
Lage, die Schutzrechte der Bürger gegen private, aber auch gegen staatli­
che A kteure (wie gerade die Polizei selbst) zu gewährleisten (C E L S /H u- 
m an Rights W atch 1998).
D ie  zweite negative Tendenz ist w iederum  m it der bereits oben skiz­
zierten Rolle der Justiz verknüpft, deren m angelnde Unabhängigkeit und 
Funktionsfähigkeit sich auch au f die Sicherung der individuellen Bürger­
rechte auswirkt. H ierbei fließen die Beeinflussung durch staatliche und 
private Akteure (sofern involviert), m angelnde A usstattung, Professiona­
lität und  Courage, die w achsenden sozialen D isparitäten (verm inderter 
Rechtszugang) sowie die H yperkorruption zusam m en. Insgesam t hat 
sich dadurch in A rgentinien ein Klima der Rechtsunsicherheit ausgebrei­
tet, dessen V erfestigung sich im  stetig schw indenden A nsehen der Justiz 
widerspiegelt. D iese U nsicherheit w ird von der K orruption  m it verur­
sacht, die jene dann wiederum  nährt. Subjektive „Rechtssicherheit“ en t­
steht in einem solchen K ontex t durch die (vorsorgliche) Bereitschaft, 
sich sein „R echt“ zu erkaufen. H iervon sind naturgem äß die sozial 
schwachen Schichten ausgeschlossen, für die insbesondere in den ärm e­
ren Vierteln von  Buenos Aires o ft nicht einmal ein Pflichtverteidiger be­
stellt werden kann (CELS 1998: 386-389). Auch im Terrain der bürgerlichen 
Freiheitsrechte operieren allerdings G egenkräfte, die diese Problem atik 
sukzessive aus der Zivilgesellschaft w ieder in  die politische Agenda 
transportiert haben.
Dem okratische Stabilität und politische Kultur
A rgentiniens D em okratie ist zwar nicht „erw achsen“ , doch im m erhin er­
lebt das Land die längste dem okratische Phase seiner Geschichte. Ein 
Rückfall in ein autoritäres Regime scheint so gut wie ausgeschlossen. 
Dies alleine spricht schon für eine gewisse Stabilität der D em okratie, da 
es sich auch nicht um  eine „D em okratie aus M angel an A lternativen“ 
handelt, wie sich nachfolgend an einigen Indikatoren verdeutlichen lässt. 
Z uvor ist allerdings nochm als an die eingangs vertretene A nsicht zu er-
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innem , dass Argentiniens D em okratie vielleicht stabil, aber nicht konso­
lidiert ist. Ist dies m ehr als nur eine Spitzfindigkeit oder ein W ortspiel?
W esentliche Bedingung und  gewisserm aßen A usgangspunkt für die 
K onsolidierung einer D em okratie ist deren Institutionalisierung, d.h. das 
kom plette M inimalset an dem okratischen Spielregeln m uss etabliert sein. 
D ie dargestellten T endenzen der D em okratiequalität zeigten, dass in Ar­
gentinien jene K em elem ente stark ausgeprägt sind, die D ahl als Polyar- 
chie zusam m engefasst hat. D eutlich anders sieht es hingegen m it den 
rechtsstaatlichen E lem enten aus. D a insbesondere die Gewaltenkontrolle 
kaum  funktioniert hat — m it all den genannten K onsequenzen legislativer 
A nm aßung, von K orruption  und Straflosigkeit — kann hier kaum  von  ei­
ner gelungenen Institutionalisierung gesprochen werden. Ü berspitzt 
form uliert gewähren solche „D em okratien“ ihren Bürgern lediglich eine 
„halbierte V olkssouveränität“ , da die Politiker die M acht, die sie sich von 
den Bürgern per W ahl leihen, quasi als persönlichen Besitz betrachten, 
m it dem  sie nach G utdünken  verfahren können — und in A rgentinien 
eben auch verfahren sind. A kzeptiert m an dies, so m uss die argentinische 
D em okratie als eine unvollständig institutionalisierte D em okratie be­
zeichnet werden, was bedeutet, dass sie gewissermaßen per definitionem  
nicht konsolidiert ist. D arüber hinaus ist aber auch an den politischen 
A useinandersetzungen und vo r allem an den G rabenkäm pfen erkennbar, 
dass in A rgentinien teilweise noch um  die endgültige G estalt der dem o­
kratischen Spielregeln gerungen wird. Selbst w enn m an also als externer 
B eobachter keinem rechtsstaatlich angereicherten D em okratiebegriff fol­
gen m ag — ein G roßteil der A rgentinier jedenfalls hat aus leidvoller 
E rfahrung dagegen wenig einzuwenden, wie der W unsch nach einer funkti­
onsfähigen Justiz zeigt.
D aneben m uss sich auch erst noch  zeigen, inwiefern die konstitutio­
nelle K onsolidierung gegriffen hat. D ies setzt natürlich voraus, dass eine 
V erfassung als solche überhaupt anerkannt wird, was n icht wenige A uto­
ren (mit guten G ründen) bezweifeln (G arzón Valdés 1999). H ier ließe 
sich positiv verm erken, dass der Prozess der Verfassungsgebung nicht 
nu r von intensiven öffentlichen D ebatten  begleitet w^ar, sondern auch in 
eine von  allen relevanten politischen K räften getragene Form el m ündete. 
D ennoch  w ar lange Zeit Skepsis angebracht, denn in zentralen Punkten 
(beispielsweise hinsichtlich der M öglichkeit einer W iederwahl des Präsi­
denten oder bezüglich der D ekretm acht) w ar sie au f M enem  und  seine 
A m bitionen zugeschnitten. D am it m uss die V erfassung ihre Zw eckm ä­
ßigkeit für die neuen Spieler erst noch unter Beweis stellen (bzw. um ge­
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kehrt). A uch sind bis heute nicht alle zentralen V orgaben der V erfassung 
erfüllt, wie eben die K ongresskom m ission zur K ontrolle der Dekrete.
D iese grundlegenden institutionellen M ängel sprechen gleichwohl 
nicht gegen eine weitere Tendenz zur Stabilisierung der übrigen dem o­
kratischen Sphären. Einige der w ichtigsten Fortschritte w urden bereits 
erwähnt. So existieren nach der -  zwar m it ethisch fragwürdigen M itteln 
erreichten, politisch jedoch erfolgreichen -  U nterordnung der Militärs 
un ter die zivile Gew alt keine V etoakteure m ehr, die die dem okratischen 
Spielregeln grundlegend in Frage stellen könnten. Ähnlich positiv gestal­
tete sich auch die Entfaltung der repräsentativen E bene, d.h. die H eraus­
bildung eines stabilen und  funktionsfähigen Parteiensystem s sowie eines 
Systems der Interessenverbände. D ie Roller stabiler Parteiensysteme ist 
in der K onsolidierungsforschung wenig um stritten  und  zeigt sich etwa 
im  Vergleich Argentiniens oder Chiles zu den instabilen Entw icklungen 
in anderen Ländern Lateinamerikas (Peru, Venezuela). D as argentinische 
Parteiensystem , das nach der D ik tatur in überraschender Stärke w ieder 
auferstand, hat seine K apazität zur Strukturierung des politischen P ro ­
zesses und  zur Kanalisierung gesellschaftlicher In teressen w ieder erlangt 
und  bewahrt. D ies ist um  so bedeutsam er, als sow ohl die Radikalen als 
auch die Peronisten je eigene Identitäts- und  Partizipationskrisen zu be­
wältigen hatten.
A usschlaggebend für die Langlebigkeit einer D em okratie und  dam it 
für ihre K onsolidierungschancen ist letztlich die zivilkulturelle E bene, 
d.h. die Einstellungen der Bürgerinnen und  Bürger zum  politischen Sys­
tem  und zur D em okratie einerseits sowie ih r V erhalten und H andeln in 
der D em okratie andererseits. In  A rgentinien existiert eine lebhafte und 
differenzierte Zivilgesellschaft, die sow ohl „alte“ A kteure wie die G e­
w erkschaften, vor allem aber eine Vielzahl neuer A kteure um fasst, die al­
le T hem en des gesellschaftlichen und  politischen Lebens abdecken 
(Umwelt, M enschenrechte, A rm ut, G erechtigkeit etc.). Schließlich bele­
gen auch Um fragen, dass die D em okratie in A rgentinien verw urzelter ist 
als in den m eisten anderen lateinam erikanischen Ländern. So liegt die 
Z ustim m ung zur D em okratie als Regierungs form  konstant hoch  bei ca. 
drei Vierteln der Bevölkerung, also ein W ert, der sonst lediglich noch in 
Uruguay und  Costa Rica erreicht wird.
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T abe lle  2: E in s te llu n g en  zu r D em okra tie  in  L a te inam erika
U n terstü tzu ng2 Z ufriedenheitb
1996 1997 1998 1996 1997 1998
A rgentin ien 71 75 73 34 42 49
B oliv ien 64 66 55 25 34 34
B rasilien 50 50 48 20 23 27
Chile 54 61 53 27 37 32
C osta Rica 80 83 69 51 68 54
Ecuador 52 41 57 34 31 33
E l Salvador 56 66 79 26 48 48
G uatem ala 16 40 54 41 34 57
H onduras 42 63 57 20 50 37
K olum bien 60 69 55 16 40 24
M exiko 53 52 51 11 45 21
N icaragua 59 68 72 23 50 27
Panam a 75 71 71 28 39 34
Paraguay 59 51 51 44 48 24
Peru 63 60 63 28 21 17
U ruguay 80 86 80 52 64 68
V enezuela 62 64 60 30 35 45
Quelle: Latinobarómetro 1996-1998
a Zustimmung zu „Demokratie ist anderen Regierungsformen vorzuziehen“ 
b „Sehr“ bzw. „eher zufrieden mit der Demokratie in (■■■)“
D ie Zufriedenheit m it der gelebten D em okratie ist naturgem äß geringer, 
doch bleibt Argentinien hier deutlich hinter Uruguay und  Costa Rica zu­
rück. G estü tz t w ird diese eher niedrige Bewertung der tatsächlichen Per- 
form anz von  U m fragedaten des Latinobarómetro über das V ertrauen in die 
drei politischen Gewalten: V on 1996 bis 1998 lagen die Zustim m ungs­
werte hier bei ca. 20% -25%  und  gehörten damit zu den niedrigsten in 
Lateinamerika. Diese K luft zwischen N o rm  und W irklichkeit kann einer­
seits in A pathie oder A blehnung Umschlägen und so die relative Stabilität 
der D em okratie gefährden. Andererseits können diese D aten aber auch 
als eine realistische E inschätzung der gezeigten defizitären Funktionsw ei­
sen in terpretiert w erden, die hinter das norm ative G egenbild einer funk­
tion ierenden  D em okratie  zurückfallen. D ies spräche m ehr für das 
V orhandensein eines kritischen Potentials, das gegebenenfalls au f die K o r­
rektur dieser Defizite hinwirken kann. E in  Beispiel hierfür wäre das Phä-
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nom en der H yperkorruption, das zum  einen die Bewertung der dem o­
kratischen Perform anz unter M enem  beeinflusst hat, zum  anderen aber 
auch die Forderung nach seiner Bekäm pfung im m er lauter w erden ließ.
Ausblick
N ach dem  E nde der Ä ra M enem  ergaben sich für Argentiniens D em o­
kratie eher positive Entwicklungsbedingungen. Zw ar dürfte es nu r m it­
telfristig getingen, der Justiz eine unabhängige Rolle zu erm öglichen und 
die K orruption  zu eliminieren. D ie G rundstim m ung in der Gesellschaft 
sowie die politischen A m bitionen der neuen Regierung schienen hier je­
doch auf zum indest schrittweise V eränderungen hinzuweisen. Allerdings 
stand Präsident D e la Rúa aufgrund der politischen M achtverhältnisse 
v o r schwierigen Regierungsbedingungen. M it einer nur relativen M ehr­
heit der A lianza  im A bgeordnetenhaus, einer peronistischen M ehrheit 
gegen sich im  Senat, einer Koalitionsregierung m it einem  seit den W ah­
len eher geschwächten, aber dennoch profitierungsgeneigten kleineren 
Parm er, m it den w ichtigsten Provinzen in der H and  der Peronisten, und 
den -  schon im  W ahlkam pf — klaren Forderungen von  IW F und W elt­
bank nach einer neuerlichen Strukturanpassung w ar der H andlungsspiel­
raum  deutlich eingeengt. D am it w aren auch un ter D e  la Rúa Anreize 
gegeben, zum indest partiell au f ein Regieren per D ekret zurückzugreifen.
N och  unklar schien, wie sich das E rbe der M enem -A dm inistration 
au f die w eitere Entw icklung der D em okratie selbst auswirken würde. 
D enn  Problem e der Regierbarkeit drohten auch dem  neuen Präsidenten, 
allerdings in einem anderen K ontex t als damals M enem. So m achte sich 
nach der Schonfrist des ersten halben Jahres zunehm end die soziale D e­
pression spürbar, die v o r allem die Provinzen im  Landesinneren erfasst 
hatte. D iese D epression w ar nicht zuletzt au f die eigentüm liche K om bi­
nation aus Erfolgen und  Versäum nissen der Ä ra M enem  zurückzufüh­
ren. D enn  die K oppelung des Peso an den D ollar führte letztlich dazu, 
dass die währungspotitischen Instrum ente der W ettbew erbspotitik — 
auch und  gerade gegenüber den „Partnern“ im  M ercosur — nicht ange­
w endet w erden konnten. D a der Peso nach A nsicht von  W irtschaftsex­
perten zudem  deutlich überbew ertet war, verschlechterte sich die W ett­
bew erbsposition der argentinischen W irtschaft zusätzlich. A uch die 
H aushaltsdisziptin ließ insbesondere in der zweiten A m tszeit M enems 
sehr zu w ünschen übrig. Zw ar w urde das D efizit der Bundesregierung 
relativ konstan t gehalten (ca. 4%  des BIP), doch lavierten einige Provin­
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zen an der G renze der Zahlungsunfähigkeit, w aren hoch verschuldet und 
konnten  die Löhne für die öffentlichen Bediensteten nicht zahlen.
A rgentinien hatte som it nach dem  E nde der Regierung M enem  einen 
steinigen W eg vo r sich, da die sozioökonom ische Basis einer stabilen po ­
litischen Entw icklung unter M enem  eher erodierte denn sich festigte. 
A nhänger M enem s w erteten dies zwar als U bergangsphänom en, doch 
m ehrten sich zu Beginn des neuen Jahrhunderts die A nzeichen, dass 
hierfür strukturelle Defizite verantw ortlich waren, die sich nicht zuletzt 
aufgrund des delegativen Politikstils akkum uliert hatten. A nders als Chile 
stand A rgentinien deshalb vor erneuten tiefgreifenden Strukturreform en, 
für die allerdings der übergreifende „negative“ K onsens wie zu Zeiten 
der Hyperinflation fehlte. D ie argentinische D em okratie stand dam it vor 
einer neuerlichen harten Bewährungsprobe.
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